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         Mittlere Einkommen

         Schrumpfender Anteil an BezieherInnen mittlerer Einkommen in den USA und Deutschland

         Von Markus M. Grabka, Jan Goebel, Carsten Schröder und Jürgen Schupp

         Die Gruppe der Bezieher eines mittleren Einkommens ist in Deutschland von 1991 bis 2013 um mehr als fünf Prozentpunkte auf 61 Prozent zurückgegangen. Das zeigen Berechnungen auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). Damit steht Deutschland nicht allein, denn vergleichbare Analysen für die USA zeigen einen ebenso großen Rückgang. Bezieher mittlerer Einkommen sind Personen in Privathaushalten, die ein Gesamteinkommen vor Steuern und Sozialabgaben von 67 bis 200 Prozent des Medians erzielen. Die Polarisierung in der Einkommensschichtung hat in den USA allerdings stärker zugenommen als in Deutschland, da sich diejenigen Personen, die aus der Einkommensmitte abwanderten, in den USA stärker auf die Ränder der Einkommensverteilung konzentrieren. Auch der Einkommensanteil, der auf die Bezieher mittlerer Einkommen entfällt, hat in beiden Ländern deutlich abgenommen. Dieser Rückgang betraf alle Altersgruppen mit Ausnahme der Personen im Rentenalter. In den USA fand vor allem bei den Zugewanderten aus Lateinamerika ein Abstieg aus der mittleren Einkommensgruppe statt, in Deutschland sank vor allem der Anteil der Ausländer in der Einkommensmitte. Bei den Vermögen ergaben sich indes mit Blick auf die Bezieher mittlerer Einkommen unterschiedliche Entwicklungen: Während sie in den USA real einen Rückgang ihres Nettovermögens von mehr als einem Viertel hinnehmen mussten, kamen die Bezieher mittlerer Einkommen in Deutschland auf einen realen Zuwachs von 15 Prozent.

         Die vorliegende Studie ergänzt bisherige Untersuchungen des DIW Berlin zur Entwicklung
            der Einkommensschichtung der Bevölkerung in Privathaushalten mit besonderem Blick
            auf die mittleren Einkommen (vielfach auch als „Mittelschicht“ bezeichnet) (Kasten) in Deutschland bis zum Jahr 20131 und vergleicht diese mit derjenigen in den USA. Empirische Grundlage für Deutschland
            sind die vom DIW Berlin in Zusammenarbeit mit TNS Infratest Sozialforschung erhobenen
            Daten des Sozio-oekonomisches Panels (SOEP).2 Aufgrund der jährlichen Wiederholungsmessung können mit diesen Daten Zeitreihen zur
            Entwicklung der Einkommensverteilung derselben Personen oder Haushalte erstellt werden.3 Die Angaben zur Entwicklung der Einkommensschichtung in den USA basieren auf den
            Daten des Current Population Survey, der vom U.S. Census Bureau durchgeführt wird.
            Die Analysen wurden vom Pew Research Center (PEW) vorgenommen und im Dezember 2015
            veröffentlicht,4 was zu einer breiten öffentlichen Debatte in den USA, aber auch in Deutschland führte.5 Im vorliegenden Bericht werden die veröffentlichten Verteilungsbefunde für die amerikanische
            Gesellschaft den entsprechenden Entwicklungen in Deutschland gegenüber gestellt.
         

         Seit 2000 sinken die Medianeinkommen in den USA und Deutschland

         Die Schichtung der Bevölkerung in Privathaushalten wird aus Vergleichsgründen mit
            dem bedarfsgewichteten Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben (inklusive
            staatlicher Transfers und Alterseinkommen) vorgenommen und weicht damit von dem häufig
            verwendeten Einkommenskonzept des verfügbaren Haushaltseinkommens ab.6 Es werden drei Einkommensschichten unterschieden: Die ärmste Gruppe bilden Personen
            mit einem Haushaltseinkommen von weniger als 67 Prozent des Medians7 der Gesamtbevölkerung, die mittlere Einkommensgruppe erzielt ein Einkommen von 67
            bis unter 200 Prozent des Medians,8 während die einkommensstärkste Gruppe ein Einkommen von mindestens 200 Prozent des
            Medians bezieht. 
         

         In der US-Studie wird der Zeitraum seit 1970 betrachtet (Abbildung 1). Dort ist das reale Medianeinkommen der Mitte von 1970 bis 2000 von rund 55000 US-Dollar
            um 40 Prozent auf knapp 77000 US-Dollar gestiegen. Von 2000 bis 2014 ging indes das
            Medianeinkommen der Gruppe der Bezieher mittlerer Einkommen real um vier Prozent zurück.
            
         

         
            Abbildung 1

            Median1 des Gesamteinkommens 
            

            In 1000 US-Dollar beziehungsweise in 1000 Euro zu Preisen von 2014

            [image: ]

            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
            

            2  Nur Westdeutschland. 

            Quellen: PEW(2015); SOEPv31; Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Die Medianeinkommen der mittleren Einkommensgruppen sind in den USA und Deutschland
               nach 2000 rückläufig.
            

         

         Für die alte Bundesrepublik sind entsprechende Daten erst seit 1983 verfügbar, für das wiedervereinigte Deutschland ab 1991. Von 1983 bis 1991 nahm im Westen der Median der Einkommensmitte um 13 Prozent zu. Für Deutschland insgesamt stieg der Median der Einkommensmitte bis 2000 nur noch um sieben Prozent, danach erfolgte auch hier bis 2013 ein leichter Rückgang um ein Prozent.9

         Sinkender Einkommensanteil mittlerer Einkommensbezieher sowohl in den USA als auch
            in Deutschland
         

         Ein sich über die Zeit veränderndes Einkommensniveau allein gibt keine Auskunft darüber,
            wie sich die Verteilung der Einkommen und deren Schichtung in der Sozialstruktur beider
            Länder verändert haben. Hierfür ist neben der Entwicklung der Einkommen in den verschiedenen
            Schichten auch die demografische Entwicklung bedeutsam. In den USA hat die Zahl der
            Erwachsenen in den vergangenen Jahrzehnten deutlich zugenommen (Abbildung 2). Sie stieg seit 1981 um die Hälfte und von 1991 bis 2015 immerhin noch von 183 auf
            242 Millionen Personen. In Deutschland hat sich dagegen seit der Wiedervereinigung
            die Zahl der Erwachsenen nur um rund vier Millionen auf knapp 68 Millionen Erwachsene
            im Jahr 2013 erhöht. 
         

         
            Abbildung 2

            Erwachsene Bevölkerung1 in den USA und Deutschland 
            

            In Millionen Personen
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            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
            

            2  Nur Westdeutschland. 

            Quellen: PEW(2015); SOEPv31; Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Die Zahl der Erwachsenen nimmt in den USA im Unterschied zu Deutschland auch nach
               2001 noch weiter zu. Der Bevölkerungsanteil mit mittleren Einkommen sinkt dagegen
               in beiden Ländern.
            

         

         In Deutschland stellt die mittlere Einkommensgruppe traditionell die zahlenmäßig größte
            Bevölkerungsgruppe.10 Ihr Anteil ist allerdings rückläufig. An der erwachsenen Bevölkerung betrug er 1983 noch rund 69 Prozent, 64 Prozent im Jahr 2001 und 61 Prozent 2013. Dies galt lange
            Zeit auch für die USA. Hier betrug der Anteil der mittleren Einkommensgruppe an der
            erwachsenen Bevölkerung 61 Prozent im Jahr 1971, 59 Prozent 1981, 54 Prozent 2001
            und knapp unter 50 Prozent im Jahr 2015. 
         

         Diese sinkende relative Bedeutung der mittleren Einkommen in der amerikanischen Bevölkerung
            spiegelt sich auch im Einkommensanteil wider (Abbildung 3). Verfügte die Mitte in den USA 1980 noch über einen Einkommensanteil von 60 Prozent
            und von 54 Prozent im Jahr 1990, betrug er 2014 nur noch 43 Prozent. Damit ist über
            den Gesamtzeitraum 1980 bis 2014/15 der Einkommensanteil der Mitte stärker gesunken
            (minus 28 Prozent) als ihr Bevölkerungsanteil (minus 18 Prozent). Der Einkommensanteil
            der Einkommensschwachen verharrte in diesem Zeitraum bei gut einem Zehntel, während
            ihr Bevölkerungsanteil von 25 auf 29 Prozent zugenommen hat. Die Einkommensstarken
            haben ihren Einkommensanteil von 30 Prozent 1980 bis 2014 auf 49 Prozent erhöht. Dagegen
            ist ihr Bevölkerungsanteil nur von 14 Prozent auf 21 Prozent gestiegen. 
         

         
            Abbildung 3

            Aggregierte Gesamteinkommen nach Einkommensschichten1

            Anteile in Prozent
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            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
            

            2  Nur Westdeutschland. 

            Quellen: PEW(2015); SOEPv31; Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Der Anteil der mittleren Einkommensgruppen am Gesamteinkommen ist in den USA und Deutschland
               gesunken.
            

         

         Für Deutschland ist ein ähnlicher Trend zu beobachten. Auch hier hat sich der Einkommensanteil der einkommensschwachen Schicht über die Jahre hinweg kaum verändert. Der Anteil der Einkommensstarken am Gesamteinkommen lag in Gesamtdeutschland im Jahr 1991 bei 22 Prozent, vergrößerte sich auf 29 Prozent im Jahr 2005 und nahm bis 2013 nur noch leicht auf etwas mehr als 30 Prozent zu. Ihr Bevölkerungsanteil ist seit 1983 nur leicht von neun auf 13 Prozent gestiegen. Andererseits nahm der Einkommensanteil der mittleren Einkommensgruppe in Deutschland von 1991 mit 68 Prozent um neun Prozentpunkte bis 2013 ab. Parallel ist ihr Bevölkerungsanteil von rund 66 Prozent auf 61 Prozent zurückgegangen. Die Bezieher mittlerer Einkünfte stellen also in Deutschland nach wie vor die größte Bevölkerungsgruppe.

         Ausmaß der Schrumpfung der Gruppe mit mittlerem Einkommen in beiden Ländern gleich
            groß
         

         Im Folgenden werden zwei zusätzliche Gruppen ober- beziehungsweise unterhalb der mittleren
            Einkommen eingeführt, um ein differenzierteres Bild von der Einkommensschichtung zu
            zeichnen. Zu den Niedrigeinkommen zählen im Folgenden nunmehr alle Personen mit einem
            Gesamteinkommen von weniger als 50 Prozent des Medians, die Gruppe der unteren Mitte
            bilden diejenigen mit einem Einkommen von 50 bis 67 Prozent des Medians. Oberhalb
            der Mitte finden sich die Personen mit einem Einkommen von 200 bis 300 Prozent des
            Medians, auf der höchsten Stufe der Einkommenshierarchie stehen jene mit einem Einkommen
            von 300 Prozent und mehr des Medians. 
         

         Nach dieser Abgrenzung machten die erwachsenen Personen mit einem mittleren Einkommen
            in den USA Anfang 1970 einen Anteil von mehr als 60 Prozent an der erwachsenen Bevölkerung
            aus (Abbildung 4). Bis 2015 schrumpfte deren Anteil auf 50 Prozent. Zugenommen haben nur die Bevölkerungsanteile
            der Gruppen an den Rändern der Verteilung. Während der Anteil der Bezieher eines Niedrigeinkommens
            um drei Prozentpunkte zulegte, war der Zuwachs bei den HocheinkommensbezieherInnen
            mit sechs Prozentpunkten doppelt so groß.11 Der Anteil der Hocheinkommensbezieher ist in den USA mit nunmehr neun Prozent mehr
            als doppelt so groß wie Anfang der 80er Jahre.
         

         
            Abbildung 4

            Erwachsene Bevölkerung nach Einkommensschicht1

            Anteile in Prozent
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            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
            

            2  Nur Westdeutschland. 

            Quellen: PEW(2015); SOEPv31; Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Die Bevölkerungsanteile der mittleren Einkommensgruppen sind in den USA und Deutschland
               gleichermaßen gesunken. Polarisierungstendenzen sind in den USA aber stärker ausgeprägt.
            

         

         Auch für Deutschland lässt sich ein relatives Schrumpfen der Gruppe mit mittleren
            Einkommen beobachten.12 Im Jahr 2013 hatte die Mitte noch einen Bevölkerungsanteil von 61 Prozent – acht
            Prozentpunkte weniger als 1983. Die Polarisierung ist in Deutschland geringer ausgeprägt
            als in den USA, nahm aber ebenfalls zu. Im Unterschied zu den USA hat sich der Bevölkerungsanteil
            in Deutschland sowohl in den unteren (um jeweils mehr als 1,5 Prozentpunkte) als auch in den
            oberen Einkommensschichten (mehr als zwei Prozentpunkte) gleichmäßiger erhöht.
         

         Um der Wiedervereinigung Rechnung zu tragen, ist es allerdings sinnvoll, beim Vergleich
            vor allem die Veränderung der mittleren Einkommen seit 1991 zu betrachten. Hier zeigt
            sich, dass in beiden Ländern der Anteil von BezieherInnen mittlerer Einkommen um mehr als fünf
            Prozentpunkte gesunken ist. Dies ist insofern überraschend, da die Bevölkerung in
            den USA – vorrangig durch Migration – um gut ein Viertel wuchs. Migranten weisen aber
            für gewöhnlich zumindest in der ersten Zeit nach ihrer Zuwanderung ein zumeist unterdurchschnittliches
            Einkommensniveau auf, was die sinkende Bedeutung der Mitte in den USA teilweise erklärt.
            In Deutschland hat sich die Bevölkerungszahl von 1991 bis 2013 nur in geringerem Maße
            erhöht, auch das Ausmaß der Migration nach Deutschland war deutlich geringer als in
            den USA, so dass es zu einem Schrumpfen der Mittelschicht nicht nur relativ, sondern
            auch absolut kam (um etwa 2,5 Millionen Erwachsene). Bei der aktuellen Entwicklung
            in Deutschland ist zudem bemerkenswert, dass trotz des seit 2006 zu beobachtenden
            Beschäftigungsaufbaus13 sich dies bislang nicht in einer Stabilisierung oder gar Zunahme des Bevölkerungsanteils
            mittlerer Einkommensbezieher geäußert hat, was darauf schließen lässt, dass die hier
            präsentierten Entwicklungen auf eine Vielzahl an Ursachen zurückzuführen sind.14

         Im Vergleich der beiden Länder fällt zudem auf, dass der Anteil an EinkommensbezieherInnen unterhalb der Mitte bei einer vergleichbaren Abgrenzung in beiden Ländern mit 29 Prozent (USA) bzw. 26 Prozent (Deutschland) in etwa gleich groß ist, der Anteil an BezieherInnen hoher Einkommen in den USA aber mehr als doppelt so hoch im Vergleich zu Deutschland ist.15

         Da beim SOEP dieselben Personen interviewt werden, kann für Deutschland das Ausmaß
            individueller Auf- beziehungsweise Abstiegsprozesse dargestellt werden (Tabelle). Es werden drei Sechsjahreszeiträume nach der Wiedervereinigung betrachtet (1991
            bis 1997, 1999 bis 2005 und 2007 bis 2013). In allen drei Zeiträumen befinden sich
            mehr als zwei Drittel derjenigen, die mittlere Einkommen im Ausgangsjahr erzielten,
            auch nach sechs Jahren in dieser Einkommensschicht.16 Für die weiteren Bezieher mittlerer Einkommen finden sich sowohl Auf- als auch Abstiegsbewegungen.
            Die Abstiegsprozesse dominierten bei dieser nicht um demografische Veränderungen bereinigten
            Darstellung:17 In allen drei Zeiträumen wechselten bis zu 15 Prozent der mittleren Einkommensbezieher
            des Ausgangsjahres in eine einkommensschwächere Schicht. Der Anteil der Personen die
            aus der mittleren Einkommensgruppe aufgestiegen sind, belief sich dagegen auf sieben
            bis zehn Prozent.18

         
            Tabelle

            Einkommensmobilität1 in Deutschland
            

            In Prozent
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                        Untere Mitte
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                        27

                     
                     	
                        22

                     
                     	
                        49

                     
                     	
                        100

                     
                     	
                        4

                     
                  

               
            

            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
               Die grau unterlegten Ergebnisse basieren auf Fallzahlen unter 30.
            

            Quelle: SOEPv31 Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Die Mobilität der mittleren Einkommen ist konstant – mehr als zwei Drittel derjenigen,
               die in Deutschland mittlere Einkommen im Ausgangsjahr erzielten, blieben auch nach
               sechs Jahren in dieser Einkommensschicht.  
            

         

         Personen im Rentenalter befinden sich in zunehmendem Maße in der Einkommensmitte

         In beiden Ländern zeigt sich, dass in allen Altersgruppen – bis auf diejenigen im
            Rentenalter – der jeweilige Anteil an BezieherInnen mittlerer Einkommen gesunken ist
            (Abbildung 5). Besonders ausgeprägt war dieser Rückgang in beiden Ländern bei den 30- bis 44-Jährigen.
            Hier beläuft sich der Rückgang in den USA seit 1971 auf 15 Prozentpunkte und in Deutschland
            seit 1983 auf einen ähnlichen Wert. Auffallend ist bei den jungen Erwachsenen (18
            bis 29 Jahre), dass ihr Bevölkerungsanteil vor allem bei der untersten Einkommensgruppe
            zunahm, während für diejenigen Personen im mittleren Erwachsenenalter (30 bis 44 Jahre)
            Zuwächse in den Gruppen der niedrigen als auch hohen Einkommen stattfanden. Für die
            Personen im Rentenalter ist im Durchschnitt eine Verbesserung der Einkommensposition
            zu beobachten; deren Bevölkerungsanteil sank in beiden Ländern in der ärmsten Einkommensgruppe
            um etwa 15 Prozentpunkte. In Deutschland findet sich diese Altersgruppe
            vermehrt in der Gruppe der mittleren Einkommen wieder, während in den USA auch häufige
            Aufstiege bis in die Gruppe der Einkommensstarken stattfanden. 
         

         
            Abbildung 5

            Erwachsene nach Alter und Einkommensschicht1

            Anteile in Prozent

            [image: ]

            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
               
            

            2  Nur Westdeutschland.

            Quelle: SOEPv31 Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Bei den Altersgruppen der 30- bis 44-Jährigen ist der Rückgang im Bevölkerungsanteil
               für die mittleren Einkommensgruppen besonders ausgeprägt – sowohl in den USA als auch
               in Deutschland.
            

         

         In den USA wird die relative Bedeutung der mittleren Einkommen nur geringfügig vom
            Alter beeinflusst, ihr gehörten im Jahr 2015 je nach Altersgruppe zwischen 47 und
            52 Prozent aller Erwachsenen dieser Einkommensschicht an. In Deutschland waren die
            mittleren Altersgruppen in der Gruppe der Bezieher mittlerer Einkommen im Alter von
            30 bis 64 Jahren weiterhin überdurchschnittlich (63 Prozent)
            vertreten. 
         

         Ethnizität und Migrationshintergrund

         In den USA spielt bei Einkommensverteilungsanalysen die Ethnizität eine große Rolle.
            Von der afro-amerikanischen Bevölkerung zählte im gesamten Beobachtungszeitraum nur
            ein unterdurchschnittlicher Anteil zur Einkommensmitte (Abbildung 6). Im Jahr 1971 lag deren Anteil bei 46 Prozent; im Jahr 2015 war er ebenso groß.
            Gleichwohl zeigte sich ein sozialer Aufstieg, da der Anteil der Afro-Amerikaner an
            der Gruppe der Einkommensschwachen seit 1971 um fünf Prozentpunkte sank. Bei allen
            anderen Ethnien kam es zu einem Rückgang der Bevölkerungsanteile in der Einkommensmitte –
            insbesondere bei den Weißen (um rund zehn Prozentpunkte). Den stärksten Zuwachs in
            der Gruppe der Einkommensschwachen verzeichneten Personen mit lateinamerikanischen
            Wurzeln.19 Unter den Weißen und den Asiaten war das Schrumpfen der Einkommensmitte vor allem
            mit einem Zuwachs in der Gruppe der Einkommensstarken verbunden. 
         

         
            Abbildung 6

            Erwachsene nach Ethnizität beziehungsweise Migrationshintergund und Einkommensschicht1

            Anteile in Prozent

            [image: ]

            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
            

            2  Daten für 1971 nicht verfügbar.

            3  Im Ausland geboren.

            4  Nur Westdeutschland. 

            Quellen: PEW(2015); SOEPv31; Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            In den USA sind Weiße und Asiaten häufiger unter den Einkommensstarken, Afro-Amerikaner
               und Lateinamerikaner eher unter den Einkommensschwachen. In Deutschland hat sich bei
               den Ausländern der Bevölkerungsanteil mit mittleren Einkommen stark verringert und
               ihr Anteil bei den Einkommensschwachen erhöht. 
            

         

         In Deutschland wird Ethnizität in Bevölkerungsbefragungen üblicherweise nicht erhoben.
            Stattdessen wird hier danach unterschieden, ob eine Person in Deutschland oder im
            Ausland geboren wurde. Unter den Ausländern ist der Anteil jener, die zur Einkommensmitte
            zählen, besonders stark zurückgegangen – seit 1991 um mehr als 15 Prozentpunkte. Für die in
            Deutschland Geborenen zeigt sich ein geringerer Bedeutungsverlust der mittleren Einkommensgruppe
            (–4 Prozentpunkte). Unter den Ausländern ist insbesondere der Anteil der Einkommensschwachen
            gestiegen, während die autochthone Bevölkerung vermehrt zur Gruppe der Einkommensstarken
            gewechselt ist. 
         

         Ausgeprägte Unterschiede im Nettovermögen je Einkommensschicht zwischen den USA und
            Deutschland
         

         Markant für beide Länder ist der starke Unterschied in den Medianen der Nettovermögen20 der Einkommensmitte im Vergleich zu den Einkommensstarken (Abbildung 7). Bildet man das Verhältnis aus den Median-Vermögen dieser beiden Einkommensgruppen,
            so zeigt sich, dass die Einkommensstarken in den USA im Jahr 2013 im Durchschnitt
            ein mehr als 6,6-fach höheres Vermögen hielten. Für Deutschland fiel dieser Quotient
            2012 mit 3,2 deutlich geringer aus. Auffallend ist zudem das unterschiedliche Vermögensniveau
            zwischen der deutschen und US-amerikanischen oberen Einkommensschicht. Ohne Berücksichtigung
            von Kaufkraftparitäten hielt die Gruppe der Einkommensstarken in den USA ein etwa
            doppelt so hohes Vermögen wie deren Pendant in Deutschland.21

         
            Abbildung 7

            Median der Haushaltsnettovermögen nach Einkommensschichten1

            In 1000 US-Dollar beziehungsweise in 1 000 Euro zu Preisen von 2014

            [image: ]

            1  Schichtung basierend auf Haushaltseinkommen vor Steuern und Sozialabgaben, bedarfsgewichtet
               mit der Quadratwurzel der Haushaltsgröße, normiert auf einen 3-Personen-Haushalt.
            

            Quellen: PEW(2015); SOEPv31; Berechnungen des DIW Berlin.

            © DIW Berlin 2016

            Es besteht ein markanter Unterschied zwischen den USA und Deutschland in den Vermögensrelationen
               von einkommensstarken und mittleren Einkommensgruppen.
            

         

         Die Entwicklung der Nettovermögen fiel seit Beginn der 2000er Jahren in den beiden
            Ländern unterschiedlich aus. In den USA zeigte sich ein anteilsmäßig starker Rückgang
            bei denjenigen der ärmeren Bevölkerungsgruppe. Bei einem bereits geringen Ausgangsniveau
            von knapp 20000 US-Dollar 2001 hat sich dieses auf weniger als 10000 US-Dollar im
            Jahr 2013 halbiert. Die US-amerikanische Mittelschicht hat Verluste von 28 Prozent
            erfahren: von 136000 US-Dollar im Jahr 2001 auf 98000 US-Dollar 2013. Allein die Einkommensstarken
            haben gemessen am Median trotz der zwischenzeitlichen Finanzmarktkrise Zuwächse erzielt,
            die sich auf real acht Prozent oder knapp 50000 US-Dollar bezifferten; der Medianwert
            ihrer Vermögen belief sich 2013 auf 650000 US-Dollar.22

         In Deutschland zeigt sich ein anderes Bild. Die Einkommensschwachen hatten reale Vermögensverluste von 16 Prozent in der Zeit von 2002 bis 2012, während die mittleren Einkommen real 15 Prozent und die Einkommensstarken real mehr als zehn Prozent gewonnen haben. Der Zuwachs in der Einkommensmitte ist vor allem ein Ergebnis der Zunahme des Geldvermögens (ohne private Versicherungen).23

         Zur Bedeutung der mittleren Einkommensbezieher für die funktionale Einkommensverteilung

         Parallel zum sinkenden Anteil mittlerer Einkommensbezieher kann in beiden Ländern
            auch eine Veränderung der funktionalen Einkommensverteilung beobachtet werden. So
            ist der Anteil der Arbeitnehmerentgelte am Volkseinkommen in den USA von 1980 bis
            2013 von 67 auf 61 Prozent zurückgegangen.24 In Deutschland nahm im gleichen Zeitraum diese Quote von 73 auf 68 Prozent ab.25 Einkommen aus abhängiger Beschäftigung bilden aber vor allem in der Gruppe der Bezieher
            mittlerer Einkommen die wichtigste Einkommenskomponente, während am oberen Rand der
            Einkommensverteilung Kapitaleinkommen und Einkommen aus Selbständigkeit sowie Mieteinkünfte
            stark ins Gewicht fallen. Einkommensschwache Gruppen sind hingegen oft auf soziale
            Transfers angewiesen. 
         

         Trotz der seit 2006 zu beobachtenden Zunahme der Beschäftigung in Deutschland hat
            dies nicht zu einem Zuwachs der Mittelschicht aus entsprechenden Übergängen ehemaliger
            Niedrigeinkommensbezieher geführt. Aus dem Bündel an Ursachen hierfür dürfte unter
            anderem auch der sektorale Wandel weg von einer Industrie- hin zu einer Dienstleistungsgesellschaft
            verantwortlich sein, wobei Löhne im gewerblichen Bereich in Deutschland weiterhin
            im Durchschnitt höher sind als im Dienstleistungsbereich und auch der Anteil an teilzeitbeschäftigten
            Arbeitnehmern hier höher ist. So ist in den USA die Zahl der Jobs im verarbeitenden
            Gewerbe allein zwischen 1979 bis 2015 um 36 Prozent zurückgegangen.26 Der Dienstleistungsbereich ist aber auch der Sektor, in dem der gewerkschaftliche
            Organisationsgrad unterdurchschnittlich ist. 
         

         Schlussfolgerung

         Das Schrumpfen der Gruppe mit mittlerem Einkommen ist ein sowohl für Deutschland als
            auch die USA beobachtbares Phänomen. Die Veränderung der Sozialstruktur wurde hier
            für beide Länder auf Basis der Gesamteinkommen der privaten Haushalte vor Steuern
            und Sozialabgaben beschrieben. In diesem Einkommenskonzept schlagen sich auch demografische
            Veränderungen wie die Zunahme von Einpersonenhaushalten, die Migration oder die Zunahme
            von bildungs- beziehungsweise schichthomogenen Partnerschaften nieder, Änderungen
            des Steuer- und Abgabensystems haben indes keinen direkten Einfluss. Im Folgenden
            fokussieren wir daher vorrangig auf Veränderungen im Bereich des Arbeitsmarktes, da
            dieser ein primärer Faktor für das veränderte Einkommensgefüge in Deutschland ist.27 Es liegen einige Vergleiche der Arbeitsmarktentwicklung in den USA und Deutschland
            in der Untersuchungsperiode vor, die vor allem die Bedeutung der Arbeitsmarktreformen
            in Deutschland von 2001 bis 2005 hervorheben, um die Arbeitslosigkeit zu senken und
            zugleich die Flexibilität am Arbeitsmarkt zu erhöhen und andererseits auch die moderate
            Lohnpolitik der Gewerkschaften in Deutschland herausstellen.28 Alle Maßnahmen konnten nicht verhindern, dass ein Anwachsen im Niedrigeinkommensbereich
            erfolgte und Teile der mittleren Schicht der Einkommensbezieher relativ nach unten in der
            Hierarchie rutschte.
         

         Die Mittelschicht wird als wichtiger ökonomischer und sozialer Akteur gesehen,29 da sie wesentlich zur Kapitalakkumulation – Humankapital ebenso wie Geld- und Sachkapital
            – beiträgt und somit gesamtwirtschaftliches Einkommen und Konsum stärkt.
         

         Will man den Einkommensanteil der Mittelschicht am Gesamteinkommen stärken, so können
            hierzu neben einer offensiven Lohnpolitik (zum Beispiel finanzielle Aufwertung von
            Dienstleistungsberufen), die Verbesserung der Chancen für Aufwärtsmobilität am Arbeitsmarkt,
            Anreize für Überführung von in der Regel schlecht entlohnten Minijobs in sozialversicherungspflichte
            Beschäftigungsverhältnisse, Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Bildungs-
            und Qualifizierungsmaßnahmen (Stichwort lebenslanges Lernen) beitragen.
         

         
            Kasten

            Zum Mittelschichtsbegriff in Soziologie und Ökonomie

            Im vorliegenden Bericht wird die Gesellschaft nach den Anteilen verschiedener Schichten
               der Einkommensverteilung unterschieden und den BezieherInnen mittlerer Einkommen der
               Begriff Mittelschicht zugewiesen. Diese Zuordnung ist in der immer noch stark am homo oeconomicus ausgerichteten
               Volkswirtschaftslehre und auch in den Medien inzwischen gängig; sie unterscheidet
               sich allerdings von Sichtweisen auf die Mittelschicht als sozialer Kategorie.
            

            Der Begriff Mittelschicht wurde in der soziologischen Sozialstrukturanalyse erstmals
               populär. Der in den 50er Jahren von Helmut Schelsky1 geprägte Begriff der „nivellierten Mittelstandsgesellschaft“ charakterisierte die
               Sozialstruktur der Nachkriegsgesellschaft als dynamisch.2 Die Gesellschaft sei vor allem von vertikaler als auch horizontaler Durchlässigkeit
               geprägt und auch die traditionellen Spannungen zwischen Oben und Unten seien zunehmend
               abgebaut worden. Er stand damit in der Tradition des Klassikers der soziologischen
               Sozialstruktur- und Schichtungsanalyse Theodor Geiger,3 der bereits vor dem zweiten Weltkrieg der Mittelschicht eine wachsende und zentrale
               Bedeutung in der Gesellschaft zuschrieb. Deshalb charakterisiert viel später der Soziologe
               Rolf Heinze4 die Mittelschicht auch als Chiffre für eine aufstiegsorientierte und durchlässige
               Gesellschaft, an deren empirischen Gültigkeit jedoch in der soziologischen Debatte
               bereits in den frühen 80er Jahren erhebliche Zweifel aufgekommen waren und diese Zweifel
               prägten auch schon vor Eintritt der Wirtschafts- und Finanzkrise 2008 erneut die damalige
               Debatte.5

            Trotz der vergleichsweise langen sozialwissenschaftlichen Debattentradition liegt
               bislang keine Standarddefinition oder gar eine eindeutige Operationalisierungsregel
               zur Abgrenzung und Vermessung der Mittelschicht vor.6 Bei der vor allem innerhalb der Ökonomie verwendeten einkommensfokussierten Abgrenzung
               zur Beschreibung der Mittelschicht orientiert man sich an einem auch international
               anerkannten Messkonzept von Haushaltseinkommen unter Berücksichtigung der Bedarfsgewichtung.7 Dennoch werden für die hier abgrenzbare Mittelschicht als sozialstrukturelle Großgruppe
               nicht zwingend auch ihre tatsächlichen Handlungsmöglichkeiten, ihre formale Bildung
               wie Qualifikation, soziale und berufliche Positionierungen, familiäre Herkunft, Netzwerkeinbindungen,
               Freizeitverhalten oder auch Wertedispositionen zutreffend charakterisiert. Was dann
               auch in der öffentlichen Debatte zu der Frage führt, ob es sich bei empirischen Verteilungsbefunden
               einer bröckelnden Mittelschicht eher um eine „inszenierte Mittelschichtspanik“ handele.8

            Einkommensabhängige Konzepte führen dazu, dass die Größe der mittleren Einkommensschicht
               alleine mit der konjunkturellen Entwicklung schwanken kann und weisen auf diese Weise
               eine vermeintliche Mobilität auf, ohne dass sich zwangsläufig die sozialstrukturelle
               Zuordnung der von Einkommensschwankungen Betroffenen, etwa Vollzeitbeschäftigten9 im Dauerarbeitsverhältnis, verändert haben muss. Diese methodische Einschränkung
               gilt auch für die im Bericht vorgestellten Befunde.
            

            Fokussiert auf den Arbeitsmarkt wird bisweilen auch eine Arbeitnehmer-Mitte in der
               Mittelschicht-Debatte herangezogen.10 Dies sind zum Beispiel regulär beschäftigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und
               Beamtinnen und Beamte (einschließlich Auszubildende). Solo-Selbständige kann man auch
               dazu zählen. Nicht zur so definierten Mitte gehören also Selbständige, geringfügig
               Beschäftigte und nicht Erwerbstätige (größtenteils Rentnerinnen und Rentner, Arbeitslose
               und Schüler/Studenten). Aber diese Abgrenzung ist nicht Gegenstand dieses Berichts.
               
            

            Schließlich sei noch auf die ebenfalls mögliche subjektive Selbsteinschätzung der
               Schichtzugehörigkeit von Erwachsenen verwiesen, wonach neben dem Einkommen auch Bildungszertifikate
               die wesentlichen Einflussgrößen darstellen, ob man sich der Unter- und Arbeiterschicht,
               der Oberschicht oder eben der Mittelschicht zuordnet.11
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            Shrinking Share of Middle-Income Earners in Germany and the US

            Abstract: According to calculations based on the Socio-Economic Panel (SOEP) study, the proportion
               of middle-income earners in Germany fell by more than five percentage points from 1991 to 2013,
               taking it to 61 percent. Germany is not the only country to have experienced such
               a downturn, however. Analyses of the situation in the US indicate a similarly dramatic
               decline. Middle-income earners are individuals in households earning a total income,
               before tax and social security contributions, of 67 to 200 percent of the median.
               In the US, however, there has been a stronger increase in income polarization than
               in Germany. This is due to the fact that, in the US, those who have left the middle-income
               group tend to be concentrated on the periphery of the income distribution. The share
               of income accruing to middle-income earners has also dropped substantially in both
               countries studied. This decline affected all age groups with the exception of pensioners.
               In the US, it was primarily immigrants from Latin America who tended to move down
               from the middle-income group, while in Germany, the most notable decline was seen
               in the share of foreigners in the middle-income bracket. However, when we look at
               the personal wealth of middle-income earners, differing trends can be seen: while
               in the US, this group experienced a decline in real net worth of over 25 percent,
               middle-income earners in Germany enjoyed an increase of 15 percent in real terms.
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         Sieben Fragen an Markus M. Grabka

         »Trotz starkem Arbeitsmarkt ist der Anteil mittlerer Einkommensbezieher in Deutschland
            nicht gestiegen«
         

         Dr. Markus M. Grabka, wissenschaftlicher Mitarbeiter der Infrastruktureinrichtung
            Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) am DIW Berlin
         

         
            	Herr Grabka, Sie haben den Anteil der mittleren Einkommensbezieher in den USA und
               in Deutschland untersucht. Warum haben Sie diese beiden Länder miteinander verglichen?
               Im Dezember 2015 hat das PEW-Institut in den USA Berechnungen zur Entwicklung der
                  Einkommensmittelschicht vorgelegt, die nicht nur in den USA auf sehr viel öffentliche
                  Aufmerksamkeit gestoßen sind. Das war für uns die Anregung, diese Berechnungen auch
                  für Deutschland mit vergleichenden Einkommenskonzepten durchzuführen .

            	Wie ist das mittlere Einkommen definiert? Die amerikanischen Kollegen haben das mittlere Einkommen anhand des Gesamteinkommens
                  festgelegt. Das ist das am Markt erzielte Einkommen, vorrangig bestehend aus Erwerbseinkommen
                  und Kapitaleinkommen, aber auch inklusive Renteneinkünfte und staatlicher Transfers. Wichtig ist, dass diese Einkünfte vor Steuern und Sozialabgaben, also vor der eigentlichen
                  Umverteilung, ermittelt wurden. Personen aus der Einkommensmitte beziehen danach ein Einkommen zwischen 67 und 200 Prozent des Medians der Gesamtbevölkerung.

            	Wie hat sich die so abgegrenzte Mittelschicht in den beiden Ländern in den letzten
               Jahren entwickelt? In dem Zeitraum von 1971 bis 2015 hat sich in den USA der Bevölkerungsanteil der mittleren
                  Einkommensbezieher um neun Prozentpunkte reduziert. Für Deutschland macht die Betrachtung
                  erst ab dem Jahr 1991 Sinn, also nach der Wiedervereinigung. Für den Zeitraum von
                  1991 bis 2013 sehen wir in Deutschland einen Rückgang der Einkommensmittelschicht
                  von sechs Prozentpunkten. Legt man den gleichen Zeitraum auf die USA an, kommt man
                  zu dem überraschenden Befund, dass man hier den gleichen anteilsmäßigen Rückgang von
                  sechs Prozent findet. 

            	Die Mittelschicht schrumpft also in beiden Ländern? Jein. In Deutschland ist dieser relative Bevölkerungsrückgang auch mit einem absoluten
                  Rückgang der Personen dieser Schicht verbunden. In den USA ist es dagegen nur ein
                  relativer Bedeutungsrückgang. In den vergangen 40 Jahren hat die Bevölkerungszahl
                  in den USA deutlich zugenommen, dies bedeutet, dass in den USA der relative wie auch
                  absolute Bedeutungszuwachs an den Rändern größer war als in der Mitte der Verteilung.

            	Welche Personengruppen sind aus der Mittelschicht aufgestiegen und welche abgestiegen?
               In den USA können wir diese Analysen nach den verschiedenen ethnischen Zugehörigkeiten differenziert betrachten. Hier beobachten wir vor allen Dingen, dass Personen, die aus Lateinamerika stammen, verstärkt
                  in den unteren Einkommensbereich abgewandert sind. Währenddessen ist zum Beispiel
                  die weiße Bevölkerung in den USA aus der Mittelschicht vermehrt in den oberen Einkommensbereich
                  aufgestiegen. In Deutschland sind in den letzten Jahren zunehmend die Ausländer aus
                  der Einkommensmittelschicht abgestiegen. 

            	In den letzten Jahren gab es in Deutschland einen deutlichen Beschäftigungszuwachs.
               Müsste das die Mittelschicht nicht stärken? Das ist auch für uns ein überraschender Befund, dass der relativ starke Beschäftigungsaufbau,
                  den wir seit etwa 2006 in Deutschland beobachten, bislang nicht zu einer Stabilisierung
                  oder einer Zunahme des Anteils der Bezieher mittlerer Einkommen in Deutschland geführt
                  hat. Das wäre üblicherweise das, was man erwartet hätte, aber die Vielfalt unterschiedlicher
                  und vielfach auch schlecht bezahlter Beschäftigungsformen hat zugenommen.

            	Wo sehen Sie bei der Entwicklung der Mittelschicht die größten Unterschiede zwischen
               den USA und Deutschland? Neben der Entwicklung der Gesamteinkommen in den USA und in Deutschland haben wir
                  auch die Vermögen der verschiedenen Einkommensschichten analysiert. So haben die mittleren
                  Einkommensbezieher in den USA seit Anfang der 2000er Jahre Vermögen in einer Größenordnung
                  von etwa einem Viertel real verloren. Währenddessen konnten wir in Deutschland bei
                  der Gruppe der mittleren Einkommensbezieher einen Zuwachs von etwa 15 Prozent seit
                  2002 beobachten. Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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         Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf der Website des DIW Berlin.

      

   
      
         Öffentliche und private Investitionen

         Welcher Zusammenhang besteht zwischen öffentlichen und privaten Investitionen?

         Von Christian Dreger und Hans-Eggert Reimers

         Die Investitionstätigkeit der Unternehmen ist ein Motor der wirtschaftlichen Entwicklung.
            Trotz günstiger Finanzierungsbedingungen hielten sich die Firmen in den vergangenen
            Jahren in Deutschland und im Euroraum aber weitgehend zurück, wenn es darum ging,
            in ihre Produktionsanlagen zu investieren. Dies könnte auch an einer verhältnismäßig
            schwachen öffentlichen Investitionstätigkeit liegen. Inwieweit besteht ein solcher
            Zusammenhang zwischen öffentlichen und privaten Investitionen? Für diesen Bericht
            wurde im Gegensatz zur sonst üblichen Vorgehensweise ein sogenanntes Strom-Bestands-Modell
            herangezogen, in das nicht nur die Investitionen, sondern auch die Kapitalbestände
            der beiden Sektoren Privatwirtschaft und Staat einfließen. Da zwischen den Kapitalbeständen
            ein langfristiger Zusammenhang besteht, kann das Investitionsverhalten der Unternehmen
            so besser erklärt werden. Es zeigt sich, dass eine geringe staatliche Investitionstätigkeit
            die privaten Investitionen schwächt und damit auch das wirtschaftliche Wachstum.
         

         Die wirtschaftliche Entwicklung hängt eng mit der Investitionstätigkeit der Unternehmen
            zusammen. Konjunkturelle Abschwungphasen werden oftmals von einer sinkenden Investitionsnachfrage
            ausgelöst oder verstärkt. Erwarten die Unternehmen einen Nachfragerückgang, unterbleiben
            Investitionen, weil die bestehenden Kapazitäten nicht mehr ausgelastet sind. Phasen
            eines konjunkturellen Aufschwungs werden häufig durch anziehende Investitionen eingeläutet.
            Schwankungen der wirtschaftlichen Aktivität sind daher in erheblichem Maße durch die
            Investitionsnachfrage bestimmt.
         

         Seit vielen Jahren fällt das wirtschaftliche Wachstum im Euroraum in der Regel schwächer
            aus als in vielen anderen Industriestaaten.1 Dies ist vor allem mit den Anstrengungen erklärbar, die öffentlichen Haushalte zu
            konsolidieren, was das Wirtschaftswachstum hemmt. Allerdings könnten auch strukturelle
            Ursachen eine Rolle spielen, etwa eine nur moderate Investitionstätigkeit. Den Bestimmungsfaktoren
            der Investitionsnachfrage kommt hierbei eine hohe Bedeutung zu. Ein Standardmodell,
            das die Entwicklung befriedigend erklären könnte, hat sich bisher allerdings nicht
            etabliert.
         

         Der vorliegende Bericht thematisiert die Rolle der öffentlichen Investitionen für
            das Investitionsgeschehen insgesamt. Die Bedeutung öffentlicher Investitionen etwa
            in die Infrastruktur ist lange vernachlässigt worden. Dies ist jedoch im Wesentlichen
            eine Folge des Untersuchungsdesigns. Im Gegensatz zu früheren Arbeiten wird in dieser
            Studie ein Strom-Bestands-Modell verwendet, in das nicht nur die Investitionsströme,
            sondern auch die sektoralen Kapitalbestände eingehen.2 Es zeigt sich, dass steigende öffentliche Investitionen im Ergebnis höhere private
            Investitionen nach sich ziehen.
         

         Im Folgenden werden zunächst die Befunde zum Zusammenhang zwischen öffentlichen und
            privaten Investitionen dargestellt. Dann wird die Entwicklung der Investitionen im
            Euroraum aufgezeigt. Anschließend wird der Zusammenhang zwischen den Kapitalbeständen
            begründet. Schließlich werden die ökonometrischen Methoden und die Ergebnisse diskutiert.
            Aus der Analyse folgen einige wirtschaftspolitische Empfehlungen.
         

         Öffentliche und private Investitionen

         Aus theoretischer Sicht ist die Wirkung staatlicher Investitionen auf die Investitionsnachfrage
            der Unternehmen unbestimmt, weil sich positive und negative Effekte erwarten lassen.
            Auf der einen Seite kann ein Anstieg der öffentlichen Investitionen höhere Kapitalnutzungskosten
            nach sich ziehen, was private Investitionen verdrängt. So sind steigende Zinsen zu
            erwarten, wenn der Staat stärker auf den Kapitalmärkten aktiv wird und finanzielle
            Mittel nachfragt. Dieser Effekt dürfte sich in Krisenzeiten noch verstärken, wenn
            ein Anstieg der Staatsschuld länderspezifische Risikoaufschläge erhöht, vor allem
            in den bereits hoch verschuldeten Ländern. Um öffentliche Investitionen zu finanzieren,
            wären dann höhere Steuern für Unternehmen und Haushalte denkbar. Auf der anderen Seite
            können öffentliche Investitionen auch günstigere Rahmenbedingungen für private Investitionen
            schaffen, wenn sie beispielsweise für eine bessere Infrastruktur sorgen. So dürften
            öffentliche Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur, aber auch in den Bereichen
            Energie, Telekommunikation und anderen Netzindustrien die Investitionsnachfrage der
            Unternehmen stimuliert haben.3

         Aufgrund dieser gegenläufigen Effekte ist die Nettowirkung öffentlicher Investitionen
            nicht eindeutig und vor allem eine empirische Frage. Dabei sollten sowohl statische
            als auch dynamische Aspekte berücksichtigt werden, weil sowohl kurzfristige als auch
            langfristige Wirkungen relevant sind. Während es sich bei der Verdrängung privater
            Investitionen eher um einen kurzfristigen Effekt handelt, der unter anderem durch
            Zinssteigerungen hervorgerufen wird, sind positive Wirkungen eher längerfristiger
            Art und unter anderem mit einer höheren Produktivität von privatem Kapital erklärbar.
         

         Bisherige empirische Studien haben keine eindeutigen Resultate erbracht. Die in der
            Tendenz positive Sicht auf öffentliche Investitionen, die in den älteren Arbeiten
            dominiert, ist von vorwiegend negativen Ergebnissen in neueren Arbeiten abgelöst worden.4 Die unterschiedlichen Befunde sind teilweise den verwendeten ökonometrischen Verfahren
            geschuldet. So werden in älteren Studien die längerfristigen Eigenschaften der einbezogenen
            Variablen oft nicht angemessen berücksichtigt. Dabei besteht das Risiko, statistisch
            signifikante Zusammenhänge zu erhalten, obwohl diese in Wahrheit nicht existieren.
            Verschiedentlich werden wichtige Einflussgrößen wie die institutionellen Rahmenbedingungen
            vernachlässigt, wenn beispielsweise Panelmodelle ohne feste länderindividuelle Effekte
            spezifiziert werden. Umgeht man die methodischen Fallstricke, bleibt die positive
            Einschätzung öffentlicher Investitionen oft nicht erhalten. Des Weiteren ist die Richtung
            der Kausalität nicht eindeutig. Zunehmende öffentliche Investitionen können steigende
            private Investitionen nach sich ziehen, werden aber umgekehrt auch von letzteren bestimmt.
            Ziehen nämlich die privaten Investitionen an, steigt das Bruttoinlandsprodukt und
            so auch das Steueraufkommen. Damit werden neue Ressourcen für die Finanzierung staatlicher
            Ausgaben verfügbar.
         

         Entwicklung der Investitionen im Euroraum

         Die Bruttoinvestitionen haben sich in Deutschland seit Anfang des Jahrtausends mehr
            oder weniger im Einklang mit der Produktion entwickelt. Dies spiegelt sich in einer
            ungefähr konstanten Investitionsquote zwischen 19 und 21 Prozent wider, die als Anteil
            der Bruttoanlageinvestitionen am Bruttoinlandsprodukt definiert ist (Abbildung 1). Tatsächlich sind relativ konstante Investitionsquoten nicht allzu überraschend.
            Sie sind im Gegenteil im neoklassischen Wachstumsmodell zu erwarten, weil im Wachstumsgleichgewicht
            alle Größen mit der gleichen Rate expandieren sollten. Die deutsche Investitionsquote
            liegt knapp über der der USA und noch knapper über dem Durchschnitt des Euroraums,
            wo die Investitionsquote zuletzt deutlich gesunken ist. Darin kommt auch zum Ausdruck,
            dass im Zuge der Haushaltskonsolidierungen viele Länder ihre öffentlichen Investitionsausgaben
            gekürzt haben.
         

         
            Abbildung 1

            Bruttoinvestitionen

            Anteil am Bruttoinlandsprodukt in Prozent
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            Quellen: AMECO-Datenbank; EU-Kommission; Berechnungen des DIW Berlin.
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            Die Bruttoinvestitionen haben sich in den vergangenen Jahren gemessen am Bruttoinlandsprodukt
               ungefähr konstant entwickelt.
            

         

         Die Quote öffentlicher Investitionen ist im Trend leicht rückläufig (Abbildung 2). Sind Staatsausgaben zu begrenzen, fällt die Wahl oft auf öffentliche Investitionen,
            weil Kürzungen in diesem Bereich in der Regel politisch leichter realisierbar sind
            als Einschränkungen bei sozialen Transferleistungen. Auffallend ist der geringe Anteil
            öffentlicher Investitionen in Deutschland. Einerseits mag dies auf eine bereits gut
            ausgebaute und funktionierende Infrastruktur deuten. Andererseits sind die öffentlichen
            Nettoinvestitionen seit 2003 zumeist gesunken.5 Die Bruttoinvestitionen haben also nicht ausgereicht, um den Werteverzehr zu kompensieren,
            der sich durch die Abnutzung der Infrastruktur ergibt. Insofern hat man es versäumt,
            den Bestand zu erhalten, sodass sich mittlerweile ein erheblicher Nachholbedarf aufgestaut
            haben dürfte.
         

         
            Abbildung 2

            Bruttoinvestitionen im öffentlichen Sektor

            Anteil am Bruttoinlandsprodukt in Prozent
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            Quellen: AMECO-Datenbank; EU-Kommission; Berechnungen des DIW Berlin.
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            Die Quote der öffentlichen Investitionen ist im Trend leicht rückläufig.

         

         Ob im Euroraum zu wenig investiert wird, kann aus den Investitionsquoten nicht unmittelbar
            abgelesen werden. Denn mit den Investitionen variiert auch die Wirtschaftsleistung
            als Bezugsgröße, sodass die Relation ein verzerrtes Bild darstellen kann. So steigt
            die Investitionsquote, wenn sinkende Investitionen noch größere Produktionsrückgänge
            nach sich ziehen. Aussagekräftiger sind deshalb Variablen, die beispielsweise den
            Kapitalbestand auf eine festere Basis beziehen. So ist die Zahl der Erwerbstätigen
            kurzfristig meist stabiler als das Bruttoinlandsprodukt.
         

         Die Kapitalintensität bezeichnet den Kapitaleinsatz pro Arbeitsplatz abzüglich der
            Abschreibungen (Abbildung 3). Sie ist für die Entwicklung von Produktivität und Pro-Kopf-Einkommen von entscheidender
            Bedeutung.6 Für den Euroraum ergibt sich diesbezüglich ein Nachholbedarf im Vergleich zu anderen
            Ländern wie den USA. Dort ist die Kapitalintensität bis zur Finanzkrise gestiegen,
            hat sich seither jedoch nicht weiter erhöht. Kumuliert seit dem Jahr 1991 liegt der
            Anstieg bei über 40 Prozent. Für den Euroraum ist ein Zuwachs von 33 Prozent zu verzeichnen.
            Dabei ist allerdings zu beachten, dass die Zunahme in den vergangenen Jahren in erster
            Linie nicht durch eine besonders hohe Kapitalakkumulation infolge einer rasch expandierenden
            Investitionsnachfrage, sondern durch eine sinkende Erwerbstätigkeit in vielen Staaten
            der Währungsunion hervorgerufen wurde. Die Kapitalintensität hat in Deutschland schon
            seit dem Jahr 2003 nicht mehr zugelegt, der kumulierte Anstieg seit dem Jahr 1991
            beträgt hier nur 25 Prozent. Vor allem hierzulande scheint daher eine Investitionslücke
            zu bestehen.7

         
            Abbildung 3

            Kapitalintensität1

            1991 = 1
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            1  Nettokapitalbestand in konstanten Preisen pro Beschäftigten.

            Quellen: AMECO-Datenbank; EU-Kommission; Berechnungen des DIW Berlin.
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            Im Euroraum ist die Kapitalintensität, also der Kapitaleinsatz pro Arbeitsplatz, seit
               1991 deutlich weniger stark gestiegen als in den USA.
            

         

         Ein Strom-Bestands-Modell für die Investitionsentwicklung

         Das Ziel der vorliegenden Untersuchung besteht darin, eine empirisch belastbare Erklärung
            für die Entwicklung der Unternehmensinvestitionen zu finden. Öffentliche Investitionen
            können dabei eine Rolle spielen. Auf Grundlage der Investitionsströme ist oft kein
            unmittelbarer Zusammenhang zwischen öffentlichen und privaten Investitionen erkennbar.
            Eine langfristige Beziehung gibt es jedoch zwischen den Beständen von privatem und
            öffentlichem Kapital (Kasten 1). Sie lässt sich nutzen, um die Unternehmensinvestitionen besser zu erklären. So
            zeigt die Analyse, dass Abweichungen von der Bestandsbeziehung eine wesentliche Triebfeder
            der Investitionsdynamik sind.8

         Um zwischen kurz- und langfristigen Effekten unterscheiden zu können, bietet sich
            ein sogenannter Kointegrationsansatz an, der auch die Zeitreiheneigenschaften der
            beteiligten Größen angemessen berücksichtigt (Kasten 2). Dazu wird zunächst die Langfristbeziehung zwischen den Kapitalbeständen geschätzt.
            Dies erfolgt auf Grundlage eines Panelmodells, in dem unterschiedliche Länder die
            Querschnittsdimension bilden. Gegenüber der Betrachtung einzelner Länder besteht der
            wesentliche Vorteil einer Panelumgebung in einer höheren Zahl an Beobachtungen, infolge
            derer die statistischen Tests robustere Ergebnisse liefern können.
         

         Erklärung des Investitionsverhaltens

         Die Beziehung zwischen öffentlichen und privaten Investitionen wurde anhand jährlicher
            Daten des Zeitraums von 1991 bis 2012 untersucht. Das Panelmodell basiert auf den
            zwölf ersten Mitgliedstaaten des Euroraums. Länder, die später beigetreten sind, bleiben
            wegen der lückenhaften Datenlage unberücksichtigt. Die Zeitreihen sind der AMECO-Datenbank entnommen, die von der EU-Kommission bereitgestellt wird.
         

         Daten über die Netto-Investitionsflüsse sind auf Ebene der Sektoren, also unterteilt
            in Staat und Privatwirtschaft, verfügbar. Dagegen beziehen sich die Daten zu Kapitalbeständen
            auf die gesamte Volkswirtschaft. Daher sind zunächst private und staatliche Kapitalbestände
            abzuleiten, was über die Kumulierung der Nettoinvestitionen möglich ist. Anfangsbestände
            ergeben sich aus der Aufschlüsselung des Gesamtkapitalbestands zum Anfangszeitpunkt
            1990. Unterstellt wird, dass der Anteil des staatlichen Kapitals dem Verhältnis von
            kumulierten staatlichen Nettoinvestitionen und kumulierten Gesamt-Nettoinvestitionen
            entspricht, wobei die 80er Jahre als Referenzzeitraum dienen.
         

         Um möglichst robuste Ergebnisse zu erhalten, werden Standarddeterminanten des Investitionsverhaltens
            einbezogen, die zahlreichen empirischen Arbeiten zugrunde liegen. Den Absatzperspektiven
            und den Finanzierungskosten der Unternehmen kann man sich über das reale Bruttoinlandsprodukt
            und die Realzinssätze annähern. Letztere sind als Differenz zwischen dem langfristigen
            Nominalzinssatz und der Inflation definiert. Darüber hinaus können noch weitere Einflussgrößen
            herangezogen werden, etwa die Lohnstückkosten, die Schuldenquote des Staates oder
            die Aktienmarktentwicklung. Für die Erklärung der Investitionsentwicklung sind diese
            Variablen jedoch insgesamt weniger bedeutend.
         

         In der empirischen Analyse zeigt sich eine langfristige Beziehung zwischen dem privaten
            und öffentlichen Kapitalbestand (Kasten 3), die für die Erklärung der Investitionsströme nutzbar ist.9 Tatsächlich gibt es ein Gleichgewicht zwischen den Unternehmensinvestitionen und
            ihren potentiellen Einflussgrößen nur dann, wenn man die Erklärungsvariablen um die
            Abweichungen von der Bestandsbeziehung erweitert. Die Unternehmensinvestitionen werden
            langfristig durch das Niveau der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage stimuliert. Dagegen
            führt ein Anstieg des Realzinssatzes zu sinkenden privaten Investitionen. Steigt der
            Bestand öffentlichen Kapitals relativ zum privaten Kapital, ziehen die privaten Investitionen
            in der Folge an. Schließlich zeigt sich, dass die Abweichungen vom Stromgleichgewicht
            bedeutend sind, um das Wachstum der Unternehmensinvestitionen nachzuvollziehen. Die
            Änderungen der Investitionen im konjunkturellen Verlauf sind daher zum Teil aus der
            Bestandsinformation erklärbar.
         

         Wirtschaftspolitische Empfehlungen

         Insgesamt zeigt die Untersuchung, dass öffentliche Investitionen wichtig sind, um
            das Niveau und die Entwicklung der privaten Investitionen erklären zu können. Die
            Beziehung ergibt sich jedoch nicht unmittelbar, sondern über den Zusammenhang der
            Kapitalbestände zwischen privatem und öffentlichem Sektor. Daher hat das Fehlen von
            öffentlichem Kapital als Folge geringer staatlicher Investitionstätigkeit zu einer
            Schwächung privater Investitionen und des wirtschaftlichen Wachstums im Euroraum geführt.
         

         Daher könnte die wirtschaftliche Entwicklung im Euroraum von einer Haushaltspollitik
            profitieren, die auf Wachstum ausgerichtet ist. Insbesondere sollten öffentliche Ausgaben
            von Konsum zu Investitionen umgeschichtet werden. Das Europäische Semester, das die
            Wirtschaftspolitik innerhalb der EU koordinieren soll und die Haushaltsplanung der
            Mitgliedsländer frühzeitig prüft, sollte eine stärkere Investitionstätigkeit begünstigen.
         

         
            Kasten 1

            Gleichgewicht zwischen den Kapitalbeständen

            Ein langfristiger Zusammenhang zwischen öffentlichem und privatem Kapitalbestand lässt
               sich unter anderem auf der Grundlage einer Produktionsfunktion begründen. Danach hängt
               die Wirtschaftsleistung Y vom technischen Fortschritt A, der Arbeit L, dem privaten Kapital K und dem staatlichen Kapital G ab:
            

            (1)   Yt = At Ltα Ktβ Gtγ

            Der Einfachheit halber wird eine Produktionsfunktion vom Cobb-Douglas-Typ mit konstanten
               Skalenerträgen unterstellt. Die Parameter α, β und γ bezeichnen Produktionselastizitäten, während das Grenzprodukt des privaten Kapitals
               gleich βY/K und das Grenzprodukt des staatlichen Kapitals gleich γY/G ist. Im Gleichgewicht unter Annahme vollkommener Märkte entsprechen die Grenzprodukte
               den Realzinssätzen
            

            (2)   βYt / Kt = rtpri  ,   γYt / Gt = rtpub

            im privaten (pri) und öffentlichen (pub) Sektor. Die Niveaus der Realzinssätze können sich aufgrund von Risikoaufschlägen
               unterscheiden.
            

            Da die (risikoadjustierten) Renditedifferenzen durch Arbitrage1 ausgeglichen werden, ist für integrierte Finanzmärkte eine parallele Entwicklung
               der beiden Zinssätze zu erwarten. Dann besteht allerdings auch ein langfristiger Zusammenhang
               zwischen privaten und staatlichen Kapitalbeständen, in den das Verhältnis der Produktionselastizitäten
               eingeht:
            

            (3)   [image: ]

            Das Gleichgewicht zwischen den beiden Kapitalbeständen kann somit entscheidend sein
               für die Erklärung der privaten Investitionen und die traditionellen Einflussgrößen,
               darunter die gesamtwirtschaftliche Nachfrage und die Kapitalnutzungskosten, ergänzen.
            

            
               
                  1  Siehe dazu auch den Eintrag „Arbitrage“ im DIW-Glossar: diw.de/de/diw_01.c.413262.de/presse/diw_glossar/arbitrage.html.
                  

               

            

         

         
            Kasten 2

            Integration und Kointegration von Paneldaten

            Die potentiellen Variablen zur Erklärung der Investitionen sind nicht-stationär, weshalb
               eine Integrations- und Kointegrationsanalyse erforderlich ist. Dazu wird die Nichtstationarität
               der beteiligten Größen überprüft, wobei sogenannte Einheitswurzeltests verwendet werden.
               Enthält eine Variable eine Einheitswurzel, ist sie integriert erster Ordnung. Das
               bedeutet, dass Schocks eine permanente Bedeutung haben und sich mithin sehr lange
               auf den Verlauf der Variablen auswirken. Danach untersucht die Kointegrationsanalyse,
               ob langfristige Beziehungen zwischen nicht-stationären Größen bestehen. Obwohl die
               Variablen integriert sind, kann zwischen ihnen ein langfristiges Gleichgewicht bestehen,
               dass sich durch stationäre Abweichungen auszeichnet. Allgemein führt die Beziehung
               kointegrierter Variablen auf eine Restgröße, die eine niedrigere Integrationsordnung
               als die beteiligten Zeitreihen hat. Schließlich wird im dritten Schritt ein Fehlerkorrekturmodell
               für die privaten Investitionen spezifiziert. Bei einer Fehlerkorrektur findet eine
               Anpassung an das Gleichgewicht statt, die sich über mehrere Perioden erstrecken kann.
            

            Die Untersuchung erfolgt mit einem Panelmodell für die Euro-Mitgliedsländer. Durch
               die gleichzeitige Betrachtung mehrerer Länder wird die Anzahl der Beobachtungen erhöht.
               Das ist für die Integrations- und Kointegrationstests nicht unerheblich, weil die
               Tests eine Vielzahl von Beobachtungen erfordern. Die validere Testbasis hat ihren
               Preis, weil keine länderspezifischen Aussagen mehr möglich sind. Daneben können Abhängigkeiten
               zwischen Paneleinheiten bestehen, welche die Teststatistiken nicht unerheblich verzerren
               können.1 In der Analyse sind Abhängigkeiten wahrscheinlich, weil die Mitgliedstaaten im Zeitablauf
               den gleichen Schocks, etwa der Einführung der Währungsunion und der Ölpreisentwicklung,
               unterliegen.
            

            Die herangezogenen Verfahren sind robust gegenüber einer Korrelation im Querschnitt.
               Zur Prüfung der Integrationseigenschaften wird der CADF-Einheitswurzeltest von Pesaran
               verwendet.2 Die Kointegrationsuntersuchung erfolgt mit dem Test von Westerlund.3 Die kritischen Werte der Prüfverteilungen werden mit Hilfe von Bootstrap-Verfahren
               simuliert.4

            
               
                  1  Siehe etwa Banerjee, A., Marcellino, M., Osbat, C. (2004): Some caution on the use
                     of panel methods for integrated series of macroeconomic data. Econometrics Journal
                     7, 322–340.
                  

               

               
                  2  Siehe Pesaran , M.H. (2007): A simple panel unit root test in the presence of cross
                     section dependence. Journal of Applied Econometrics, 22, 265–312.
                  

               

               
                  3  Siehe Westerlund, J. (2007): Testing for error correction in panel data. Oxford
                     Bulletin of Economics and Statistics, 69, 709–748.
                  

               

               
                  4  Siehe Persyn, D., Westerlund, J. (2008): Error correction based cointegration tests
                     for panel data. Stata Journal, 8, 232–241 für die Details.
                  

               

            

         

         
            Kasten 3

            Ergebnisse der Kointegrationsanalyse

            Zunächst zeigen die Einheitswurzeltests, dass die in der Untersuchung verwendeten
               Variablen nicht-stationär sind und meist eine Einheitswurzel enthalten. Die Ausnahme
               von dieser Regel bilden die Kapitalbestände, die beide eine zweite Einheitswurzel
               zeigen. Darüber hinaus sind die Kapitalbestände kointegriert. Die Abweichungen von
               der langfristig geltenden Beziehung
            

            (4)   [image: ]

            enthalten nur eine Einheitswurzel (Standardabweichungen in Klammern). Ein Anstieg
               des staatlichen Kapitalbestands (CS_PUB) um ein Prozent ist im Durchschnitt mit einem Anstieg des Privatkapitalbestands (CS_PRI) um 0,6 Prozent verbunden. Die Bestandsbeziehung kann eine bessere Erklärung der
               Stromgrößen liefern. Tatsächlich sind die Abweichungen vom Stromgleichwicht aus Unternehmensinvestitionen
               (PRI), Bruttoinlandsprodukt (Y), Realzinssatz (R) und den Abweichungen vom Bestandszusammenhang (DEV) 
            

            (5)   [image: ]

            stationär und haben mithin eine systemimmanente Tendenz, sich nach dem Auftreten von
               Schocks zurückzubilden. Die temporären Abweichungen vom Stromgleichgewicht (ECM)
            

            (6)   [image: ]

            sind eine wesentliche Triebfeder für die Anpassung der Unternehmensinvestitionen.
               Es zeigt sich auch, dass die öffentlichen Investitionen (PUB) keine unmittelbare Wirkung auf die privaten Investitionen haben, der entsprechende
               Koeffizient ist insignifikant. Der Einfluss kommt allerdings indirekt über den Bestandszusammenhang
               zustande, der für die Erklärung der Investitionsdynamik wesentlich ist.
            

         

         
            
               1  Aus Gründen der Datenverfügbarkeit bezieht sich der Euroraum auf die zwölf alten
                  Mitgliedstaaten Belgien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,
                  Italien, Luxemburg, Niederlande, Österreich, Portugal, Spanien. Ein Vergleich der
                  Wachstumsraten kann beispielsweise gegenüber den OECD- oder den G7- Ländern erfolgen.
               

            

            
               2  Dieser Beitrag ist eine politikorientierte Zusammenfassung von Dreger, C., Reimers, H.-E.
                  (2014): On the relationship between public and private investment in the euro area.
                  DIW Discussion Paper 1365. In dem Diskussionspapier finden sich auch die ausführlichen
                  Ergebnisse.
               

            

            
               3  Siehe unter anderem Pereira, A. M., Andraz, J. M. (2013): On the economic effects
                  of public infrastructure investment: A survey of the international evidence. Journal
                  of Economic Development 38, 1–37.
               

            

            
               4  Siehe Aschauer, D. A. (1989): Does public capital crowd out private capital? Journal
                  of Monetary Economics, 24, 171–188; und Baxter, M., King, R. G. (1993): Fiscal policy
                  in general equilibrium. American Economic Review, 83, 315–334. Danach stimulieren
                  öffentliche Investitionen das Investitionsgeschehen, was insbesondere für Investitionen
                  in Infrastruktur gilt. Dagegen finden Perotti, R. (2007): In search of the transmission
                  mechanism of fiscal policy. NBER Working Paper 13143; sowie Afonso, A., Aubyn, M.
                  (2009): Macroeconomic rates of return of public and private investment: Crowding-in
                  and crowding-out effects. Manchester School, 77, 21–39 nicht signifikante oder sogar
                  negative Effekte.
               

            

            
               5  Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass ein Teil des Rückgangs auf Privatisierungen
                  zurückgeht.
               

            

            
               6  Im neoklassischen Wachstumsmodell bleibt die Kapitalintensität konstant, wenn das
                  Wachstumsgleichgewicht erreicht ist. Die Kapitalintensität ändert sich nur im Übergangsprozess
                  zwischen zwei Gleichgewichtspfaden. Allerdings zeigen ökonometrische Schätzungen der
                  Modellparameter, dass die Anpassungsprozesse langwierig sind und durchaus mehrere
                  Jahrzehnte dauern können.
               

            

            
               7  Das DIW Berlin hat die Investitionslücke in Deutschland auf ungefähr 75 Milliarden
                  Euro beziffert. Bei einer Schließung der Lücke könnte das Potentialwachstum um 0,6 Prozentpunkte
                  höher ausfallen. Siehe auch Bach, S. et al. (2013): Investitionen für mehr Wachstum –
                  Eine Zukunftsagenda für Deutschland. DIW Wochenbericht Nr. 26/2013.
               

            

            
               8  Eine ausführliche Analyse findet sich in Dreger, C., Reimers, H.-E. (2014), a.a.O.
               

            

            
               9  Siehe Dreger, C., Reimers, H.-E. (2014), a.a.O. für eine ausführlichere Darstellung.
               

            

         

         Christian Dreger ist Forschungsdirektor International Economics am DIW Berlin | cdreger@diw.de
Hans-Eggert Reimers ist Prodekan an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaften der Hochschule Wismar
            | hans-eggert.reimers@hs-wismar.de

         
            The Connection between Public and Private Investment

            Abstract: The more that firms invest, the better the economy develops—but despite favorable
               financing conditions, businesses in Germany and the euro area have been rather reluctant
               to invest in new capacities. This might be due to the relatively weak public investment,
               which raises the question of how close the link between public and private investment
               actually is. This study investigates this relationship by employing a stock-flow approach
               that extends the frequently used regressions between the investment flows. The relationship
               between the public and private capital stocks is longstanding, and can actually improve
               short run businesses’ investment dynamics. Therefore, low public investment has weakened
               private investment and thus economic growth in the euro area.
            

            JEL: C23, E22, E62
            

            Keywords: Public and private investment, stock-flow-model
            

         

      

   
      
         DIW Konjunkturbarometer April 2016

         Moderates Wachstum, aber Konjunkturrisiken bleiben hoch

         Das deutsche Bruttoinlandsprodukt dürfte im laufenden zweiten Quartal um 0,4 Prozent
            gegenüber dem Vorquartal steigen. Darauf deutet das Konjunkturbarometer des DIW Berlin
            hin. Damit fällt das Wachstum noch einmal robust aus, nachdem die Produktion bereits
            im ersten Quartal mit 0,6 Prozent deutlich angezogen haben dürfte. „Vor allem die
            Industrie ist nach einem schwächeren zweiten Halbjahr 2015 gut in das Jahr 2016 gestartet“,
            sagt DIW-Konjunkturchef Ferdinand Fichtner: „Auch im zweiten Quartal dürfte das Produktionswachstum –
            vor allem wegen der Exporte – nochmal recht kräftig ausfallen.“
         

         Während die Konsumnachfrage bereits seit einiger Zeit kräftig zulegt, hatten die Exporte
            um die Jahreswende das Wachstum noch gedämpft. Zuletzt sind sie aber merklich gestiegen.
            „Die Auslandsnachfrage zieht nach einer deutlichen Abkühlung zum Ende des vergangenen
            Jahres wieder etwas an“, sagt Simon Junker, DIW-Experte für die Konjunktur in Deutschland:
            „Vor allem im verarbeitenden Gewerbe hat sich die Auftragslage deshalb etwas aufgehellt.“
         

         Allerdings warnen die Berliner Konjunkturforscher vor allzu optimistischen Erwartungen,
            denn die Weltwirtschaft dürfte sich in den kommenden Monaten nur schleppend erholen.
            „Das Wachstum in China hat nachgelassen und im Euroraum sind die wirtschaftlichen
            Probleme vielerorts noch nicht gelöst“, sagt Fichtner. Dazu kommen erhebliche politische
            Risiken: Die Sorgen vor einer Entscheidung Großbritanniens für einen Austritt aus
            der Europäischen Union führen zu Verunsicherung. Dies dämpft auch in Deutschland die
            Investitionsbereitschaft der Unternehmen, die nach Einschätzung des DIW Berlin ohnehin
            durch eine hohe Abgabenbelastung und falsche Prioritäten bei den öffentlichen Ausgaben
            beeinträchtigt wird.
         

         
            DIW Konjunkturbarometer

            Indexstand in Punkten (100 = neutraler Wert, entspricht Wachstum von 0,3 Prozent)

            [image: ]

            © DIW Berlin 2016

         

         Das nächste DIW Konjunkturbarometer erscheint am 31. Mai 2016 auf der Website des DIW Berlin: diw.de/konjunkturbarometer
Ausführliche Informationen und weitere Abbildungen zum aktuellen DIW Konjunkturbarometer sind online abrufbar.
         

      

   
      
         Am aktuellen Rand von Tomaso Duso und Hannes Ullrich

         
            [image: Portrait]
            
         

         Ein Plädoyer für einen gelassenen Umgang mit Unternehmensdaten für statistische Zwecke

         Prof. Dr. Tomaso Duso, Leiter der Abteilung Unternehmen und Märkte am DIW Berlin (links)
Dr. Hannes Ullrich, wissenschaftlicher Mitarbeiter der Abteilung Unternehmen und Märkte
            am DIW Berlin (rechts)
Der Beitrag gibt die Meinung der Autoren wieder.
         

         Am 28. April hat der Bundestag den Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesstatistikgesetzes
            und anderer Statistikgesetze beschlossen. Diese Modernisierung hin zu einer effizienten
            Gestaltung der Nutzung von Verwaltungsdaten war aus Sicht der Wissenschaft überfällig.
            Denn der Zugang zu reichhaltigen Daten der Administration zum Zweck der evidenz- und
            wissenschaftsbasierten Politikberatung in den Wirtschafts- und Sozialwissenschaften
            ist in den vergangenen Jahrzehnten immer wichtiger geworden. 
         

         Die beschlossene Änderung des Bundesstatistikgesetzes trägt insgesamt zu einer Verbesserung
            der Datenlage bei. In einem Punkt erschwert sie jedoch die wissenschaftliche Arbeit.
            Demnach müssen anonymisierte Identifikationsnummern des Unternehmensregisters nach
            30 Jahren gelöscht werden. Diese Verknüpfungsnummern sind allerdings eine essentielle
            Voraussetzung für Längsschnittstudien, die Unternehmen über einen längeren Zeitraum
            betrachten. 
         

         Nur mit Längsschnittdaten können belastbare Aussagen erzeugt werden, beispielsweise
            darüber, wie effektiv Programme zur Förderung von Innovation und Investitionen durch
            Unternehmen sind. Ähnliches gilt für die Evaluierung vieler wirtschaftspolitischer
            Maßnahmen, die Unternehmen betreffen, so etwa auf dem Arbeitsmarkt oder in der Umweltpolitik.
            Leuchtende Beispiele des Nutzens administrativer Längsschnittdaten sind die wichtigen
            Beiträge für Wissenschaft und wirtschaftspolitische Beratung, die die Bereitstellung
            der deutschen Arbeitsmarktdaten ermöglicht hat.
         

         Deutschland ist auf eine aktive und innovative Wissensgesellschaft angewiesen. Die
            Vernichtung von Wissen durch das Löschen von statistischen Informationen ist kontraproduktiv –
            selbst nach 30 Jahren. Obwohl die Novellierung des Statistikgesetzes die Datenlage
            verbessert, könnte die Verfügbarkeit essentieller Längsschnittdaten für die Forschung
            im internationalen Vergleich zurück bleiben. Damit wäre eine Vielzahl von Erkenntnissen
            für Deutschland nicht zu gewinnen, die beispielsweise in den skandinavischen Ländern,
            den Niederlanden und zunehmend in Großbritannien gewonnen werden, weil sie weitreichende
            Daten zu Forschungszwecken speichern. Es geht also grundsätzlich darum, welche Erkenntnisgewinne
            der deutschen Gesellschaft vorenthalten werden. 
         

         Es ist wünschenswert, dass sich die Debatte in Deutschland zur wissenschaftlichen
            Verwendung aufwändig generierter Administrativdaten stärker auf den Nutzen als maßgeblich
            auf den Datenschutz fokussiert. Zweifelsohne muss die Wissenschaft Datenschutzprobleme
            wie eine mögliche Re-Identifikation von Datengebern ernst nehmen. Aus diesem Grund
            wurden Methoden und technische Mittel zur Gewährung eines hohen Datenschutzniveaus
            weltweit entwickelt und auch in Deutschland angewendet. Die dauerhafte Speicherung
            von Identifikationsnummern des Unternehmensregisters für die Forschung und eine evidenzbasierte
            Politik ist daher nicht nur wünschenswert, sondern auch zu verantworten. Darüber sollten
            Wissenschaft, Statistik und Politik mit den Datenschützern im Gespräch bleiben. In
            der Politik mögen 30 Jahre lang sein, aus wissenschaftlicher Sicht sind sie aber überschaubar.
         

      

   
      
         Rückblende: Im Wochenbericht vor 40 Jahren 

         Zur Entwicklung des Produktionspotentials der Industrie in der Bundesrepublik Deutschland

         Das Wachstum des realen Brutto-Anlagevermögens der Industrie hat sich – wie an dieser
            Stelle vor fünf Monaten berichtet – außerordentlich stark abgeschwächt, da das Investitionsvolumen
            von 1970 an Jahr für Jahr geringer geworden ist. Der Kapitalstock bestimmt in Verbindung
            mit dem Kapitalkoeffizienten das reale Produktionspotential, d.h. jenes Nettoproduktionsvolumen,
            das potentiell – bei voller Ausnutzung aller Anlagen – erzeugt werden kann.
         

         Steigender Kapitalkoeffizient

         In der Industrie der Bundesrepublik ist der Kapitalkoeffizient während der letzten
            15 Jahre ständig gewachsen. Waren 1960 (in realer Rechnung zu Preisen von 1970) noch
            1200 DM Kapitalaufwand notwendig, um im Industriedurchschnitt 1000 DM Nettoproduktionsvolumen
            zu erzeugen, so lag der Betrag 1970 bei 1360 DM und ist bis 1975 auf 1430 DM gestiegen.
            Da das produktionsnotwendige Anlagevermögen in hohem Maße von der jeweils angewandten
            Technologie abhängt, variiert der Kapitalkoeffizient von Industriezweig zu Industriezweig
            erheblich. Er ist am größten im Bergbau, in den Grundstoff- und den Nahrungs- und
            Genußmittelindustrien, wo er in einzelnen Branchen bis zum Dreifachen des Industriedurchschnitts
            beträgt. Im Investitionsgüter- wie im Verbrauchsgüterbereich liegt er in der Regel
            darunter. Von diesen Branchen produzieren heute jedoch nur noch wenige mit einem Kapitalkoeffizienten
            unter eins, während 1960 außer dem Fahrzeugbau, dem Schiffbau und der Textilindustrie
            alle Investitions- und Verbrauchsgüterzweige noch mit einem kleineren Kapitalaufwand
            auskamen, als das damit erzeugte Nettoproduktionsvolumen ausmachte.  
         

         aus dem Wochenbericht Nr. 18 vom 6. Mai 1976
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            Der DIW Wochenbericht wirft einen unabhängigen Blick auf die ­Wirtschaftsentwicklung
               in Deutschland und der Welt. Er richtet sich an die Medien sowie an Führungskräfte
               in Politik, Wirtschaft und ­Gesellschaft.
            

            
            Wenn Sie sich für ein Abonnement interessieren, können Sie zwischen den folgenden
               Optionen wählen:
            

            
            Standard-Abo: 179,90 Euro im Jahr (inkl. MwSt. und Versand).

               Studenten-Abo: 49,90 Euro.

               Probe-Abo: 14,90 Euro für sechs Hefte.
            

            
            Bestellungen richten Sie bitte an leserservice@diw.de oder den DIW Berlin Leserservice, Postfach 74, 77649 Offenburg; Tel. (01806) 14 00 50 25,
               
               20 Cent/Anruf aus dem dt. Festnetz, 60 Cent maximal/Anruf aus dem Mobilnetz. Abbestellungen
               von Abonnements spätestens sechs Wochen vor Laufzeitende
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                  bitte den entsprechenden Link am Ende des Newsletters.

            
            >> Hier Newsletter des DIW Berlin abonnieren: www.diw.de/newsletter

            
            
         

         
      

   
      
         
         Impressum

         
         
         DIW Berlin — Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung e. V.

               Mohrenstraße 58, 10117 Berlin

               T +49 30 897 89 – 0

               F +49 30 897 89 – 200

               83. Jahrgang

               6. Mai 2016

         
         Herausgeber

            Prof. Dr. Pio Baake

            Prof. Dr. Tomaso Duso

            Dr. Ferdinand Fichtner

            Prof. Marcel Fratzscher, Ph.D.

            Prof. Dr. Peter Haan

            Prof. Dr. Claudia Kemfert

            Dr. Kati Krähnert

            Prof. Dr. Lukas Menkhoff

            Prof. Karsten Neuhoff, Ph.D.

            Prof. Dr. Jürgen Schupp

            Prof. Dr. C. Katharina Spieß

            Prof. Dr. Gert G. Wagner
         

         
         
            
            
               
               	
                  
                  Chefredaktion

                     Sabine Fiedler

                     Dr. Gritje Hartmann

                     Dr. Wolf-Peter Schill
                  

                  
                  Redaktion

                     Renate Bogdanovic

                     Dr. Franziska Bremus

                     Sebastian Kollmann

                     Dr. Peter Krause

                     Marie Kristin Marten

                     Ilka Müller
                  

                  
                  Lektorat

                     Karl Brenke
                        

                        Dr. Simon Junker

                  
                  Textdokumentation

                     Manfred Schmidt
                  

                  
               
               
               	
                  
                  Pressestelle
                     
Renate Bogdanovic

                     Tel. +49-30-89789-249

                     presse@diw.de

                  
                  Vertrieb

                     DIW Berlin Leserservice

                     Postfach 74

                     77649 Offenburg

                     leserservice@diw.de

                     Tel. (01806) 14 00 50 25, 20 Cent pro Anruf

                     ISSN 0012-1304
                  

                  
                  E-Book-Produktion

                     eScriptum GmbH & Co KG, Berlin

                  
               
               
            

            
         

         
         Nachdruck und sonstige Verbreitung – auch auszugsweise – nur mit Quellenangabe und
            unter Zusendung eines Belegexemplars an die Serviceabteilung Kommunikation des DIW
            Berlin (kundenservice@diw.de) zulässig.
         

         
      

   OEBPS/image/Interview-Audio.jpg







OEBPS/image/Beitrag2-6.png
RI,=1,058Y, —0,027R — 0,384 DEV _ 1(0)

0.044) ' (0.002) " (0.023)





OEBPS/image/Abo.png
DIW Wochenbericht

T BERLIN

Mindestlohn: Zahl der anspruchsberechtigten Arbeitnehmer
wird weit unter fiinf Millionen liegen
»Ausnahmen bei sozialen Gruppen wiren kontraproduktiv

Regionale Innovationssysteme im Vergleich

Ein Jahr, in dem die Weichen

fiir Griechenlands Zukunft gestellt werden






OEBPS/image/Kommentar.jpg







OEBPS/image/Cover.jpg
DIW Wochenbericht

WIRTSCHAFT. POLITIK. WISSENSCHAFT. Seit 1928

NI BERLIN

;erichl von Markus M. Grabka, Jan Goebel, Carsten Schroder und Jiirgen Schupp

Schrumpfender Anteil an BezieherInnen

mittlerer Einkommen in den USA und Deutschland
Interview mit Markus M. Grabka

»Trotz starkem Arbeitsmarkt ist der Anteil mittlerer
Einkommensbezieher in Deutschland nicht gestiegen«

Bericht von Christian Dreger und HansEggert Reimers

Welcher Zusammenhang besteht

zwischen 6ffentlichen und privaten Investitionen?

DIW Konjunkturbarometer April 2016

Moderates Wachstum,

aber Konjunkturrisiken bleiben hoch

Am aktuellen Rand Kommentar von Tomaso Duso und Hannes Ullrich

Ein Plidoyer fiir einen gelassenen Umgang

mit Unternehmensdaten fiir statistische Zwecke






OEBPS/image/Beitrag2-1.png
30 ————— e e

1991 1995 1999 2003 2007 2011 2015





OEBPS/image/Beitrag1-4.png
197

199

200

201

2015

|

0 20 40 60 80

I Niedrigeinkommen Untere Mitte

| |
| |
| |
| |

|
\ | | | l

100

I \ittere Einkommen

Deutschland

|

1971 !
|

|

19832 2
|

| |

oo R
I |

|

| |

|

. |

l |

0 20 40 60 80 100

Obere Mitte

Hohe Einkommen





OEBPS/image/Interview.jpg






OEBPS/image/Newsletter.png





OEBPS/image/Beitrag2-3.png
USA
Euroraum

Frankreich

1991 1995 1999 2003 2007 2011 2015





OEBPS/image/Beitrag2-2.png
B L L L I O B B
1991 1995 1999 2003 2007 2011 2015





OEBPS/image/Beitrag2-7.png
APRI = 0,631 AY — 0,009 AR
0,062) ' (0001)

+ 0,008 APUB,— 0,326 ECM_,
(0.016) " (0.036) ’





OEBPS/image/Beitrag1-1.png
USA

20 ——————————————————————— — — — —
Einkommensstarke
150 ————————— e
10 ——— === —— = — — =
Mittelschicht
50 ———F————~—
Einkommensschwache

0 T T I J
1970 1980 1990 2000

I
2014

Deutschland

490 ———— === — = — = — — =
Einkommensstarke
105
707 ———— = — = — — = — — = — —
Mittelschicht
35 Einkommensschwache

0 T T I I I
1970 19832 1991 2000 2013





OEBPS/image/Beitrag1-5.png
18 bis
30 Jahre

45 bis 30 bis

65 Jahre

64 Jahre 45 Jahre

und alter

USA

197
200
2015

197
200
2015

197
200
2015

197
200
2015

I cinkommensschwache

18 bis
30 Jahre

45 bis 30 bis
45 Jahre

65 Jahre
und alter

Deutschland

19832
2001
2013

19832
2001
2013

19832
2001
2013

64 Jahre

19832
2001
2013

Mittelschicht Einkommensstarke






OEBPS/image/Beitrag3-1.png
110

100

90

T T T T T ‘
2010 2011 2012 2013

T T T T
2014 2015 2016

B ndustrie Arbeitsmarkt
I Dienstleistungen I Finanzmarkt

«=Om= D|\W Konjunkturbarometer





OEBPS/image/Beitrag1-2.png
USA Deutschland

125 ———m e 50 ——mmmm e
100 —————~— 40

75 ———— - —- - — 30

50 —- - - - - - 20 -

25 —- - - - - 10 .

1971 1981 2001 2015 1970 19832 2001 2013

Einkommensschwache und -starke B \ittelschicht





OEBPS/image/Beitrag2-4.png
rrpiﬁi — irrpub N K, — T G

1







OEBPS/image/Beitrag1-6.png
Latein-
amerikaner

Afro-
Amerikaner

Weile

Asiaten

USA

197
200
2015

197
200
2015

197
200
2015

19912
2001
2015

I cinkommensschwache

Deutschland

19834

1991

Autochthon

Il

2001

2013

19834

1991

Auslénder

2001

2013

I wittelschicht

Einkommensstarke

|

IS =

|

~






OEBPS/image/Beitrag1-3.png
Einkommensschwache
0 I \ \ T T |

1970 1980 1990 2000 2010 2014

60

45

30

Deutschland

Einkommensstarke

Einkommensschwache

I \ I I \ I
1970 19832 1991 2000 2010 2013





OEBPS/image/Beitrag2-5.png
DEV = CS_PRI — 0,604 C5_PUB, (1)
’ (0, 002)





OEBPS/image/Beitrag1-7.png
USA Deutschland

750 750
600 600
450 450
300 300
150 150
0 0 |
1983 2001 2007 2013 1983 2002 2007 2012

- Einkommensschwache - Mittelschicht - Einkommensstarke





